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In der Fußnote: Seite; im Fließtext: Satz  

sogenannten  

Steuerrecht kurzgefaßt  

Steuern und Bilanzen  

Steuer und Wirtschaft  

unter anderem  

Die Unternehmensbesteuerung  

vom  

Variante  

vergleiche  

Wiener Vertragsrechtskonvention  

zum Beispiel  

Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis  

Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge  

Zeitschrift für deutsches und internationales Bau- und Vergaberecht 

zum Teil  

 


